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Agypten,Brasilien,Türkei:HeißerJuni 


Der Juni war dieses Jahr weltweit ein heißer 
Monat: In der Türkei, in Brasilien und in Ägypten 
kam dieses Mal aber keine Ferienstimmung auf, 
sondern die Wut der Massen. Diese Proteste hat- 
ten sehr unterschiedliche Anlässe, bezogen sich 
aber gegenseitig aufeinander. 

Die Proteste in der Türkei und in Brasilien wa- 
ren beide gegen eine Politik gerichtet, die trotz 
Wirtschaftswachstum und Wohlstandsverspre- 
chen für die meisten Menschen nur Verdrängung 
und Überausbeutung bedeutet. So konnten die 
vergleichsweise unbedeutenden Anlässe - die 
geplante Beseitigung des Gezi-Parks in Istanbul 
und die Anhebung der Nahverkehrspreise um 
20 Centavos (ca. 7 Cent) in Brasilien - Lawinen 
des Protests lostreten, die die Regierung und die 
herrschende Klasse in den beiden Ländern in 
Angst versetzten. Massive Repression von Poli- 
zei und Spezialeinheiten, gepaart mit der Rück- 
nahme der Vorhaben und sogar Versprechen zu 
mehr „demokratischer Teilhabe”, waren notwen- 
dig, um die Bewegungen vorerst aufzuhalten. 

Die Bewegungen litten aber an zwei großen 
Schwächen: Sie richteten sich in keinem Mo- 
ment gegen das herrschende Regime an sich, 
mit seiner kapitalistischen Ausbeutung und 
undemokratischen Institutionen, und konnten 
deshalb auch keine Verbindung zwischen den 
konkreten Forderungen der Bewegung und den 
grundlegenden sozialen und politischen Pro- 
blemen der Bevölkerung schaffen. Außerdem 
trat die Arbeiter*innenklasse nicht mit ihren ei- 
genen Organisationen und Methoden wie dem 
unbefristeten politischen Generalstreik in Akti- 
on. So konnten die hinter den Anlässen liegen- 
den wirtschaftlichen Ursachen, die in der vom 
Imperialismus abhängigen Wirtschaft dieser 
Länder fußen, nicht konfrontiert werden. 

In den aktuellen Protesten in Ägypten ist die- 
ses Problem auch präsent. Nach dem Sturz des 
Militärdiktators Mubarak 2011 hatte Moham- 
med Mursi von der Muslimbruderschaft letztes 
Jahr das Amt des Präsidenten übernommen, um 
den fortgeschrittensten Prozess des Arabischen 
Frühlings in die Bahnen eines „demokratischen 
Übergangs” zu lenken. Am vergangenen 30. Juni 
jährte sich seine Präsidentschaft zum ersten Mal, 
aber die Lebensbedingungen vieler Menschen 
hatten sich in der Zeit weiter verschlechtert. In 
dieser Situationen gingen Dutzende Millionen 
Menschen zur angeblich größten Demonstrati- 
on der Menschheitsgeschichte auf die Straße. 


Aus diesem Grund sah sich die ägyptische 
Armee, die trotz dem Sturz Mubaraks weiterhin 
40% der ägyptischen Wirtschaft und die wich- 
tigsten Institutionen des Landes kontrolliert, 
zum Eingreifen gezwungen und entfernte Mursi 
von der Macht. An seine Stelle setzte sie einen 
Verfassungsrichter als neuen Präsidenten ein, 
der eine „technokratische“ Übergangsregierung 
bilden, eine neue Verfassung ausarbeiten und 
Neuwahlen vorbereiten soll. 

Die Armee versucht damit, die Massenbe- 
wegung zu kapern und in für sie ungefährliche 
Bahnen zu lenken. Das gelingt ihr bisher auch, 
da sie große Teile der Opposition, von rebellie- 
renden Jugendlichen der „Tamarod”-Bewegung 
über die bürgerliche „Front der Nationalen 
Rettung“ des ägyptischen Vorzeige-Liberalen 
El Baradei bis hin zur radikalislamistischen Al 
Nur-Partei hinter sich bringen konnte. Die 
Arbeiter*innenbewegung steht demgegenüber 
bisher eher am Rande der Proteste. 

Dies ist die große Parallele zu Brasilien und 
der Türkei: Ohne die unabhängige, massenhafte 
Intervention der Arbeiter*innenklasse als Klasse 
in diese Bewegungen werden sie schnell wieder 
abebben, da sie sich hinter den einen oder an- 
deren Karren der Bourgeoisie spannen lassen. In 
Ägypten konnten die Massen Mursi und seine 
Muslimbrüder vorerst von der Macht entfernen. 
Da sie aber dazu auf die Armee statt aufihre eige- 
ne Stärke vertraut haben, wähnen sich die alten 
Schergen Mubaraks nun wieder an der Macht. 

Stattdessen brauchen all diese Bewegungen, 
ob in Ägypten, Brasilien oder der Türkei, eine un- 
abhängigePerspektivederArbeiter*innenklasse, 
die sich jeder Vereinnahmung durch eine der 
politischen Varianten der herrschenden Klasse 
entgegenstellt und mit ihren eigenen Metho- 
den das herrschende System konfrontiert. 





Sommer, Sonne... 
Stempeln gehen 


Wie wir von WAFFENDERKRITIK schon 
des öfteren geschrieben haben, ist die Pre- 
karisierung der Arbeitsbedingungen ein 
zentrales Problem für die Iohnabhängige 
Klasse. Auch jetzt in den Sommerferien 
wird das Leben im Kapitalismus nicht 
plötzlich schön. 

Studierende beispielsweise müssen oft 
für ihren Unterhalt gerade im Sommer 
arbeiten - wo sie dann beispielsweise im 
Einzelhandel als billige Arbeitskräfte ein- 
gesetzt werden. Im akademischen Bereich 
ist eine der deutlichsten Ausdrucksformen 
der Prekarisierung die befristete Anstel- 
lung. Obwohl über lange Zeit die gleiche 
Tätigkeit ausgeübt wird, werden immer 
wieder nur kurzfristige Verträge hinterein- 
ander vergeben. Das heißt beispielsweise 
für die Lehrbeauftragten an der Uni, gera- 
de an den Sprachzentren, das man nur für 
das Semester für die Lehre (wenig) bezahlt 
wird - in den Semesterferien kommt nichts 
und sie müssen sich für das neue Semester 
um einen neuen Lehrauftrag bemühen. 

Ähnlich ist die Situation an den Ber- 
liner Schulen für die sogenannten PKB- 
Lehrer*innen. Auch sie bekommen immer 
wieder neue Verträge für ein und dieselbe 
Stelle - sie müssen sich also jedes Jahr in 
den Ferien arbeitslos melden. 

Diese Prekarisierung verbindet uns an 
der Uni zwischen Studierenden und Be- 
schäftigten, aber auch darüber hinaus. Auch 
mit den Beschäftigten des Einzelhandels, 
die sich momentan im Arbeitskampf be- 
finden (siehe Artikel auf der Rückseite) ha- 
ben wir gemeinsame Interessen und einen 
gemeinsamen Feind. Nur durch Solidarität 
und einen gemeinsamen Kampf können 
wir uns wehren und am Ende gewinnen. 
Deswegen machen wir von WAFFENDER- 
KRITIK dieses Flugblatt und organisieren 
Solidarität - auch nach den Ferien! 


Wofür steht FURIOS in euren Augen? Un- 


sere Antwort gibt es auf unserer Website... 





O wie Organisation 


„Gebt uns eine Organisation von Revolu- 
tionären und wir werden Russland aus den 
Angeln heben!” Dies sind die Worte Lenins 
aus seinem Buch „Was tun?” aus dem Jahr 
1902. Viele haben in seinen Ausführungen ei- 
nen Widerspruch zur Selbstorganisation der 
Arbeiter*innenklasse selbst sehen wollen. 
Doch Lenins Forderung einer „Partei neuen 
Typs” der Avantgarde der Arbeiter*innenklasse 
besteht gerade in der organischen Verbin- 
dung zwischen der Partei und der Masse, die 
eine revolutionäre Partei zu führen, der sie 
aber gleichzeitig auch zu dienen hat. 

Wie kann die Frage nach dem Aufbau einer 


revolutionären Organisation heute gestellt 
werden? Was für eine Organisation brauchen 
die fortschrittlichen Bewegungen dieser Tage, 
um die „Lokomotiven der Geschichte” richtig 
in Fahrt zu bringen? 

In Ägypten sehen wir heute, dass eine jeg- 
liche revolutionäre Bewegung - und sei sie 
noch so massenhaft - einer festen und klas- 
senbewussten Organisation bedarf, damit das 
Gedächtnis der kämpfenden Klasse bilden 
kann, um aus den Erfolgen und Fehlern der 
Vergangenheit zu lernen. Denn es war keine 
Organisation nötig, um die Mursi-Regierung 
zu stürzen; wohl aber brauchen die Massen 


eine Organisation, um an deren Stelle keine 
andere Variante der Bourgeoisie, sondern ihre 
eigene Regierung einzusetzen. 

Damiteine solche Organisation jedochnicht 
zur Stütze einer neuen Herrscherriege wird, 
muss sie die breitestmögliche demokratische 
Form haben, welches sich in der jederzeitigen 
Abwählbarkeit von Funktionär*innen, im Ro- 
tationsprinzip oder dem Verbot jeglicher Privi- 
legierungen widerspiegelt. Denn eine Organi- 
sation kann nur dann revolutionär sein, wenn 
sie jederzeit eine organische Verbindung zu 
den Massen behält und aus ihnen erwächst, 
ohne sie bürokratisch zu bevormunden. 


Für einen klassenkämpferischen Feminismus! 





m = u = mn 


Geheimdienste lesen mit! 


Ein ehemaliger Mitarbeiter des US-amerikanischen Geheimdienstes 
NSA, Edward Snowden, bestätigte, was man schon aus Filmen wie „Der 
Staatsfeind Nr. 1” wusste: Die Geheimdienste fangen alle Telefonate und 
Emails ab. Mit der aktiven Mithilfe von großen Internetkonzernen wie 
Google und Skype wird in riesigen Datenbanken festgehalten, wer wann 
wie mit wem kommunizierte. 

Snowden traf eine mutige Entscheidung, denn seit der Enthüllung wird 
er durch außenpolitischen Druck aller Art verfolgt. Ein Flugzeug des boli- 
vianischen Präsidenten Evo Morales wurde sogar in Europa zur Landung 
gezwungen, wegen des unbegründeten Verdachtes, dass sich der Whist- 
leblower an Bord befinden könnte. Ein wirklicher Fall von Luftpiraterie! 

Deutsche Politiker*innen täuschen Entsetzen vor, doch nach kurzer Zeit 
bestätigte sich, dass auch britische, französische und deutsche Dienste 
solche Programme unterhalten. Warum muss eigentlich eine sich selbst als 
demokratisch definierende Gesellschaft alle Bürger*innen überwachen? 

Grundsätzlich dient die Überwachung dazu, präventiv gegen soziale 
Auseinandersetzungen vorzugehen, was im Rahmen der kapitalistischen 
Krise immer wichtiger wird. So wurde die Occupy-Bewegung auch kurzer 
Hand als „terroristisch” abgestempelt und von dem Geheimdienstappa- 
rat bekämpft. Außerdem wird viel Geld damit gemacht. Snowden war die 
meiste Zeit nicht direkt beim NSA angestellt, sondern bei einem milliarden- 
schweren Subunternehmen, das Aufträge für den Geheimdienst erledigte. 


DEMONSTRATION one Struggle - One Fight: Solida- 


rität kennt keine Grenzen! Internationale Solidaritätsdemonstration: 
Samstag, 13. Juli, 18 Uhr, Kottbusser Tor, Berlin-Kreuzberg 


WAFFENDERKRITIK wird auf offenen Treffen erarbeitet. 
Die Treffen finden an der FU Berlin, der Uni Potsdam und der LMU 
München statt, jedoch nicht in den Semesterferien. In den Ferien 
könnt ihr uns schreiben: X waffenderkritik@riseup.net 
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Streiks ım Einzelhandel 


Am 5. Juli wurde der Berliner Einzelhandel bestreikt. 600 
Arbeiter*innen trafen sich um 10 Uhr vor der Karstadt-Filiale in der 
Wilmersdorfer Straße. Sie demonstrierten durch die Fußgänger* 
innen-Zone und das Wilmersdorfer-Arcaden-Center. Abschließend 
wurde der Streik spontan auf den 6. Juli verlängert. 

Der Streik beantwortete die Offensive der Kapitalist*innen des 
Handelsverbands Deutscher Einzelhändler (HDE) vom Frühjahr. 
Diese bestand in der bundesweiten Aufkündigung aller Tarifver- 
träge zur Erzwingung von Lohndrückung und Flexibilisierung. Ver. 
di fordert dagegen 1 Euro mehr pro Stunde. 

Der Einzelhandel erzwingt an sich schon schlechte Arbeitsbe- 
dingungen, weil er seine Lohnarbeitskräfte fast vollkommen aus- 
tauschbar gemacht hat. Doch zwei Drittel der für den HDE schuf- 
tenden Arbeiter*innen sind Frauen. Für den Kapitalisten gelten sie 
auch dort noch als ein besonders riskanter „kostenfaktor Arbeit”, 
der nicht nur wegen möglicher Schwanger- und Mutterschaft be- 
fristet beschäftigt wird. 

Kein Grund für die HDE-Bosse, diesen Sonderdienst an ihrer Pro- 
fitrate nicht als Dienst an den Arbeiterinnen zu verklären. Am Frau- 
entag 2012 schrieben sie: Die Hälfte ihrer Arbeiter*innen „nutzt 
die Möglichkeit”, „in Teilzeit zu arbeiten”. „so können sie Beruf und 
Familie besser vereinbaren. „Teilzeit, befristete Beschäftigung, Mi- 
nijobs und Zeitarbeit stehen zu Unrecht in Misskredit. Viele Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter profitieren von der Flexibilität, die 
nur diese Beschäftigungsformen bieten” Na danke: Erst macht die 
Privatwirtschaft das Kinderkriegen zum Kostenfaktor, um dann 
schlechte Arbeitsverhältnisse als Lösung zu verkaufen. 

Der Kampf gegen Kapitalismus muss diese besonderen Härten 
der lohnabhängigen Frauen beachten, will er sie für sich gewin- 
nen. Andersrum ist bürgerliche Gleichberechtigung nicht genug: 
Als Gleiche unter Gleichen ausgebeutet zu werden, ist für uns kei- 
ne Perspektive. Deswegen rufen wir dazu auf, beim Streik im Ein- 
zelhandel aktive Solidarität zu zeigen! 


ViSdP: R. Müller, Hamburg 
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